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kranke (GBl. I S. 445) eine Beihilfe erhalten, ist eine 
Sonderbeihilfe zum Kauf zusätzlicher Lebensmittel zu 
zahlen.

Die Sonderbeihilfe beträgt 

für Tuberkulosekranke bis zu monatlich 12 M 

für Geschwulstkranke bis zu monatlich 12 M 

• für Zuckerkranke bis zu monatlich 18 M.

(2) Für Tuberkulosekranke entfällt diese Sonderbei­
hilfe, wenn bereits durch den Rat des Kreises, Abtei­
lung Gesundheits- und Sozialwesen, eine monatliche 
Beihilfe bzw. ein monatlicher Zuschuß gemäß §§ 7 und 9 
der Ersten Durchführungsbestimmung vom 30. Dezem­
ber 1961 zur Verordnung zur Verhütung und Bekämp­
fung der Tuberkulose — Scnderleistungen für Tuber­
kulosekranke — (GBl. II 1962 S. 13) gezahlt wird.

§10

Sozialfürsorgeempfängern ist für ihre Kinder staat­
licher Kinderzuschlag gemäß Verordnung vom 28. Mai 
1958 über die Zahlung eines staatlichen Kinderzuschla­
ges (GBl. I S. 437) bzw. staatliches Kindergeld gemäß 
Verordnung vom 3. Mai 1967 über die Gewährung eines 
staatlichen Kindergeldes für Familien mit 4 und mehr 
Kindern (GBl. II S. 248) zu gewähren.

§11

An Personen, die im Falle der Hilfsbedürftigkeit 
von ihren unterhaltsverpflichteten Angehörigen unter­
halten werden und die deshalb keine Haupt- bzw. Mit­
unterstützung entsprechend § 2 Buchstaben а und b 
erhalten, ist ein Zuschlag gemäß § 10 Abs. 2 der Ren­
tenzuschlagsverordnung vom 28. Mai 1958 zu zahlen.

§12

Hält sich ein Hilfsbedürftiger, der das 15. Lebens­
jahr vollendet hat, wegen Erkrankung vorübergehend 
in einer Einrichtung des Gesundheitswesens auf, so 
kann für die Zeit des Aufenthaltes an Stelle der sonst 
zustehenden Sozialfürsorgeunterstützung ein monat­
liches Taschengeld in Höhe von 18 M und gegebenen­
falls eine Mietbeihilfe gewährt werden. Die Auszahlung 
hat durch den Rat der Gemeinde, in deren Bereich der 
Hilfsbedürftige seinen ständigen Wohnsitz hat, zu er­
folgen.

§13

Wenn es die sozialen Verhältnisse hilfsbedürftiger 
Personen erfordern, können ihnen einmalige Beihilfen 
gewährt werden.

§14

(1) Sozialfürsorgeempfänger, die nicht bereits durch 
eigenes Versicherungsverhältnis oder als Familienmit­
glied sozialversichert sind, sind durch das Ministe­
rium für Gesundheitswesen bei der Sozialversicherung 
der Arbeiter und Angestellten zwecks Erlangung eines 
Anspruches auf die Sachleistungen der Sozialversiche­
rung zu versichern.

(2) Jedem durch das Ministerium für Gesundheits­
wesen sozialversicherten Sozialfürsorgeempfänger ist 
durch den Rat der Gemeinde ein Versicherungsausweis 
auszustellen.

§15

Notwendige Bestattungskosten für Hilfsbedürftige 
werden gewährt, wenn diese nicht von anderer Seite 
oder aus dem Nachlaß bestritten werden können.

III.

Anrechnung 
von Einkünften des Hilfsbedürftigen

§16

(1) Auf die Leistungen der Sozialfürsorge sind Ein­
künfte des Hilfsbedürftigen oder seines den Haushalt 
teilenden Ehegatten anzurechnen. Auf die Sozialfür­
sorgeunterstützung minderjähriger unterhaltsberechtig­
ter Kinder, die sich im Haushalt der Eltern befinden, 
sind außer den eigenen Einkünften der Kinder auch 
die Einkünfte der Eltern anzurechnen, soweit sie deren 
Unterstützungssatz übersteigen.

(2) Unterhaltsleistungen von unterhaltsverpflichteten 
Angehörigen sind nur auf die Sozialfürsorgeunterstüt­
zung desjenigen Hilfsbedürftigen, für den sie bestimmt 
sind, anzurechnen.

(3) Ausnahmen zu Abs. 1 kann der Minister für Ge­
sundheitswesen in Durchführungsbestimmungen fest­
legen.

(4) Jeder Sozialfürsorgeempfänger ist verpflichtet, 
alle Einkünfte gemäß Abs. 1 monatlich, bei gleichblei­
benden Einkünften vierteljährlich, dem Rat der Ge­
meinde nachzuweisen.

§17

(1) Für hilfsbedürftige Frauen über 60 und Männer 
über 65 Jahre sowie für arbeitsunfähige Hilfsbedürftige 
bleibt bei einem zusätzlichen Nettoarbeitseinkommen 
ein Betrag bis zu 30 M monatlich anrechnungsfrei.

(2) Für arbeitsfähige Sozialfürsorgeempfänger, die 
aus besonderen Gründen kein Arbeitsrechtsverhältnis 
eingehen können, bleibt bei einem zusätzlichen Netto­
arbeitseinkommen ein Betrag bis zu 15 M monatlich 
anrechnungsfrei.

(3) Leistet ein Sozialfürsorgeempfänger einem unter­
haltsberechtigten Angehörigen, der Pflegegeld von der 
Sozialversicherung oder Sozialfürsorge erhält, Pflege, 
so ist ein Betrag in Höhe von 30 M monatlich zuzüg­
lich V3 des darüber hinausgehenden Pflegegeldes frei­
zulassen. Der verbleibende Restbetrag des Pflegegeldes 
ist als Arbeitseinkommen anzurechnen.

(4) Der Rat der Gemeinde kann in besonderen Fällen, 
wenn es die Umstände rechtfertigen, über die Frei­
beträge gemäß Absätzen 1 und 2 individuell weitere 
Beträge vom Nettoarbeitseinkommen zwecks Erhöhung 
des materiellen Anreizes zur Betätigung anrechnungs­
frei lassen.


